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„Nur“0,4% Infizierte imKlinikum

Geht’s noch, HerrJürgensen?
„Wir machen beim Schutz des Personals keine Abstriche“ –
so GF Jürgensen in der Stuttgarter Zeitung vom 1 6./1 7.Mai.
(Und ­ wer's glaubt ­ Donald Trump ist ein ehrenwerter Mann.)
Bis zum 1 3.5. hatten sich bundesweit 1 1 ​  369 Klinik-
beschäftigte mit Sars-CoV2 infiziert, 1 7 waren schon daran
gestorben. Bundesweit sind 0,3% der Krankschreibungen
coronabedingt. Von den 7  000 Beschäftigten des Klinikums
hätten sich 0,4% angesteckt. „Das gilt als äußerst wenig“
(Stgt.Z). Wer rechnen kann: das sind 30 Menschen, die nicht
hätten krank werden müssen. Und Herr Jürgensen hat nicht
ein Wort des Bedauerns oder des Mitgefühls für diese Kol-
leg/Innen übrig, jedenfal ls nicht in einem Zeitungsartikel, den
jeder lesen kann. Wenn genügend Schutzkleidung, genügend
FFP2- bzw. FFP3-Masken vorhanden gewesen wären, damit

sie nach 2 Stunden tragen im Mülleimer statt in einer Plas-
tikaufbewahrungsbox gelandet wären, wenn die Arbeitszeiten
nur 6 Stunden am Tag gewesen wären statt viel leicht 1 2 –
dann hätte man Herr Jürgensen viel leicht glauben können:
„Wir machen beim Schutz der Beschäftigten keine Abstriche“
– aber so? Nein, Abstriche auf Corona (freiwil l ig) von allen
Beschäftigten gibt es im Klinikum tatsächlich nicht.

Noch regiert das Infektionsschutzgesetz, noch sind die
Krankenhäuser auf die Aufnahme von Patienten mit Sars-
CoV2-Infektionen eingestel lt. Trotz vorsichtiger Normali-
sierung des Krankenhausbetriebs sollen 20-25% der Kran-
kenhausbetten für eventuel le Corona-Patienten freibleiben.
Von den 498  000 Krankenhausbetten in Deutschland sind
1 50  000 nicht belegt, d.h. fast ein Drittel . Viele Kranken-
häuser, wie in Sachsen z.B. die Städtischen Kliniken Dresden,
sind nur zu 50-60% ausgelastet, die Unikl inik Leipzig z.B.
schreibt Verluste in 2-stel l iger Mil l ionenhöhe. Die Kieler Nach-
richten titelten am 1 5.5. : Den Kliniken brechen die Erlöse weg
– 200 Mio Euro Verluste in 2 Monaten. Etwa 2/3 der ver-
schobenen und ausgefal lenen OPs lassen sich nicht so nach-
holen, wie GM Jens Spahn sich das vorgestel lt hat. Aus Angst
vor Ansteckung haben selbst Patienten mit schweren
Erkrankungen die Kliniken gemieden: laut AOK 25% weniger
Tumorpatienten, 41% weniger mit Herz-Kreislauf, 47%
weniger mit Magen-Darmerkrankungen, 51% weniger mit
Problemen der Atmungsorgane. Was aus den Patienten
geworden ist, mag man sich gar nicht ausmalen! Für die
Krankenhäuser heißt das: keine Abrechnungsmöglichkeit
solcher Fallpauschalen (DRGs) bei den Krankenkassen, d.h.
weniger Einnahmen. Selbst die Corona-DRGs wären zu
niedrig, um Verluste auszugleichen. Eine Erkenntnis wächst in
dieser Pandemie:

Die sog. Corona-Krise, die Krise des neoliberalen Kapital is-
mus mit Virusfeigenblatt, kostet die öffentl iche Hand:

1 4 Mil l iarden weniger Beiträge für die Krankenkassen, bis zu
1 00 Mrd. Steuerausfäl le in 2020, al lein ca. 60 Mrd. weniger
kommunale Gewerbesteuer (Handelsblatt, 7.5.).
Der Spielraum zum Erhalt öffentl icher Krankenhäuser oder
zur Re-Kommunalisierung wird enorm eingeschränkt.
Wenn es nicht gel ingt, die Finanztransaktions- und Vermö-
genssteuer einzuführen und die Mil l ionärsbesteuerung
drastisch zu erhöhen. Wenn es nicht gel ingt, die Kranken-
häuser durch Einführung der Selbstkostenerstattung ohne
Profitorientierung statt der Fallpauschalen auf sol ide Füße zu
stel len, werden die Krankenhäuser privaten Klinikkonzernen
wie reife Äpfel zufal len. Aus dem Artikel der Frankfurter Rund-
schau (1 8.5.2020) „Hessens Krankenhäuser in finanziel ler
Not“: Thomas Busse, Leiter des Zentrums Gesund-
heitswirtschaft an der Uni Frankfurt, warnt vor der Pri-
vatisierungswelle, vor der Übermacht der Privaten angesichts
der Finanznot der Kommunen in Kombination mit unterfi-
nanzierten Kliniken. „Die macht erpressbar.“ Auch die Politik
habe dann keinen Einfluss mehr darauf, dass stationäre
Grundversorgung für jeden erreichbar bleibe.“

NeuePrivatisierungswelle?

„Bertelsmann irrt. Zu viele, zu teure Krankenhäuser … das
zieht nicht mehr. Corona bestätigt fulminant, dass
Krankenhäuser das medizinische Rückgrat der
Daseinsvorsorge sind . . . “ – so der Geschдftsfьhrer der
Deutschen Krankenhausgesellschaft, Georg Baum. Die
Pandemie müsse zur Neuausrichtung der
Krankenhauspolitik genutzt werden: „Die kalte, wil lkürl ich
zuschlagende Strukturbereinigung über unzureichende
Finanzierungen bei Personal und Investitionen und mittels
erwürgender Regulierungen muss beendet werden.“

„Die Erfahrungen in Wuhan haben eines deutl ich gezeigt: Ab
dem Moment, als die Schichten auf sechs Stunden reduziert
wurden, starben weniger Patienten, und weniger Beschäf-
tigte haben sich angesteckt. Erst diese konsequente
Arbeitszeitverkürzung hat Patienten und Beschäftigte
geschützt. “ (MDB Ferschl)



Von vielen Bürgerinnen und Bürgern kommt das Beifal l-
Klatschen für diejenigen, die unter den schwierigen Bedingun-
gen der Corona-Krise arbeiten – und „den Laden am laufen
halten müssen“, von Herzen. Als diffuser Ausdruck von
Dankbarkeit und Anerkennung ist das auch in Ordnung. Wenn
aber Politikerinnen und Politiker in das Lobeslied einstimmen,
wird es zynisch. Denn sie, die Vertreter/Innen der CDUCSU-
SPDGRÜNENFDP haben alle daran mitgearbeitet, das
Gesundheitssystem und damit vor al lem auch die Kranken-
häuser in Wirtschaftsunternehmen zu verwandeln, bei denen
es nicht mehr in erster Linie um den medizinischen Bedarf,
sondern um betriebswirtschaftl iches Kalkül geht.

Gesundheitssystem kommerzialisiert
Bis 1 985 galt das Prinzip der Kostendeckung, Gewinne konn-
ten bestenfal ls zeitl ich begrenzt erzielt werden. Mit dem
Gesundheitsstrukturgesetz 1 993 (CDUCSUFDP) wurde
dieses Prinzip ausgehe-
belt, Gewinne und Ver-
luste wurden uneinge-
geschränkt möglich und
der Sektor für private In-
vestoren und Wettbe-
werb geöffnet. Mit der
Einführung des Preis-
systems der DRG 2004
(SPDGRÜNE) wurden
die Behandlungen nicht
mehr anhand der tat-
sächlichen Aufwendun-
gen, sondern anhand
sogenannter Fallpau-
schalen (DRG) finan-
ziert. Die Krankenhäuser
stehen seither unter
enormem Rationalisie-
rungsdruck.

Die Auswirkungen dieser Politik, also kapitalistische
Konkurrenz mit Markt und Wettbewerb, lдsst sich auch in
Zahlen ablesen:

Krankenhaussterben, Bettenabbau und
Privatisierung:
Im Jahr 1 991 gab es 2411 Krankenhäuser, im Jahr 2000 gab
es noch 2242, im Jahr 201 7 noch 1 942. 1 991 gab es 111 0
kommunale Krankenhäuser, 943 standen unter der Regie
gemeinnütziger Träger, 358 waren privat. 201 7 waren es noch
560 kommunale Krankenhäuser, 660 in gemeinnütziger
Trägerschaft. Der private Krankenhaussektor hat sich mit 722
mehr als verdoppelt. Und noch letztes Jahr legte das Berl iner
Institut für Gesundheits- und Sozialforschung, im Auftrag der
Bertelsmann-Stiftung die Studie „Zukunftsfähige Kranken-
hausversorgung“ vor, in der mehr als eine Halbierung der An-
zahl der Krankenhäuser vorgeschlagen wurde. Die Zahl der
Patientenbetten fiel in den vergangenen 25 Jahren von
600  000 auf weniger als eine halbe Mil l ion.

Beschäftigte verheizt:
Pflegestellenabbau und massive Steigerung der Arbeits­
belastung
Zwischen 1 995 und 2007 wurden 26% der Pflegestel len
abgebaut. Von 350 000 auf 258 000 Stel len. Ein Minus von
92000 Stel len. Seitdem werden wieder mehr Pflegekräfte
eingestel lt, auch wegen den Protesten und Streiks der
Pflegekräfte in verschiedenen Bundesländern.

DieBilanzvon 1995bis 2017sieht so aus:
Die Patientenzahl stieg von 1 5,9 auf 1 9,4 Mil l ionen um 22%.
Die Verweildauer der Patienten im Krankenhaus sank von

ca. 1 2 auf 7 Tage um beinahe 40%. Die Pflegestel len sanken
von 350 000 auf 328 000 um über 6%. Die Zahl der Patien­
ten pro Pflegekraft stieg von 45 auf 59 um satte 30%. Im
Vergleich mit anderen europäischen Ländern ist die Zahl der
Patient/Innen, die in einer Tagschicht von einer Pflegekraft
durchschnittl ich versorgt werden muss, mit 1 3 Patient/Innen in
Deutschland am höchsten. In z.B. Norwegen, Irland, Nieder-
lande, Schweden und Schweiz sind es weniger als 8 Patien-
ten.

UndEuropa?
EU­Institutionen sorgen fьr marode Schutzsysteme:
Während der Finanz- und Euro-Krise in den 201 0er Jahren
wurden vor al lem die südeuropäischen Mitgl iedsstaaten zu
drastischen Kürzungen, auch im Gesundheitswesen, gezwun-
gen.
In Griechenland mussten die Gesundheitsausgaben auf

Geheiß von EU-Kom-
mission, Europäischer
Zentralbank und Inter-
nationalem Währungs-
fond fast halbiert
werden, 54 der 1 37
Krankenhäuser wurden
geschlossen.
In Italien wurden 1 5%
der Krankenhäuser und
1 8% der Krankenhaus-
betten geschlossen,
in Spanien 28  000
Stel len im Gesund-
heitssystem abgebaut
und auch Portugal und
Irland wurden zu knall-
harten Einsparungen
gezwungen.
Die maroden Gesund­

heitssysteme sind Folge der Politik alles, auch die Da­
seinsvorsorge, dem kapitalistischen Prinzip von
Markt/Wettbewerb/Konkurrenz/Profit zu unterwerfen.

Zurück zur Situation in Deutschland. Die Bedürfnisse der im
Gesundheitssystem Beschäftigten zählen auch in der Corona-
Pandemie nichts: Der neoliberale Raubzug hat das öffentl iche
Gesundheitssystem zerstört.

Die Solidaritдtsbeteuerungen der dafьr Verantwortlichen
sind verlogen:
Als erste Maßnahmen setzte die Bundesregierung die ohne-
hin unzureichenden Untergrenzen beim Pflegepersonal in
einigen Krankenhausbereichen aus und ermöglichte Dienst-
verpfl ichtungen, 1 2-Stunden-Schichten sowie verkürzte
Ruhezeiten. Bis heute mangelt es vielerorts an qualitativ
hochwertigem Schutzmaterial . Trotz des Geredes scheint die
Gesundheit der Beschäftigten nicht viel zu zählen. 54 von ih-
nen sind laut Robert Koch-Institut bereits an Covid-1 9 verstor-
ben. Durchschnittsalter: 41 Jahre, drei von vier waren Frauen.

Skandalös –zuwenigCovid19-Tests fürdie
Beschäftigten
Es gibt keine konsequente durchgängige Testung von
Krankenhausbeschäftigten. Die Gefahr, dass größere Teile
des Personals infiziert sein könnten und dann in Quarantäne
müssten, ist zu groß. Deswegen wird auf Kosten der Gesund-
heit der Beschäftigten und der Patient/Innen lieber
weggeschaut nach dem Motto „Was ich nicht weiß, macht
mich nicht heiß“.

DasBeifall-Klatschen könnt IhrEuch sparen.



Der „Corona Shutdown“ führt zu erheblichen wirtschaftl ichen
und sozialen Problemen. Hier in Deutschland sind die Immun-
und Einkommensschwächsten am stärksten betroffen: Woh-
nungslose, Menschen mit Behinderungen, Pflegebedürftige,
Suchtkranke, Flüchtl inge und Migranten ohne gesicherten
Aufenthaltsstatus, Prostituierte, Erwerbslose und Geringver-
diener („Hartz-IV“-Bezieher), Kleinstrentner (Bezieher der
Grundsicherung im Alter) und Studierende, deren Nebenjob
weggefal len ist – Arme sterben früher.
Für die armen Länder sind die Auswirkungen nochmals erhe-
bl ich gravierender: Der Direktor des „World Food Programms“
der UN warnt, dass durch Covid 1 9 eine Verdoppelung der
Zahl der Hungernden von 1 35 auf 265 Mil l ionen droht, die zu
300  000 Todesopfern am Tag führen könnte. Weltweit
unterbleiben wegen des Lockdowns Standardimpfungen von
Kindern. Durch die Unterbrechung der Vertei lung von Malari-
anetzen wird eine Verdoppelung der Malariatoten in Subsa-
hara-Afrika auf 769  000 befürchtet. In Bangladesh wurden
zwischen einem Viertel und der Hälfte der vier Mil l ionen Ar-
beiter/Innen im Kleidungsbereich entlassen. Da sie im Schnitt
fünf Famil ienangehörige versorgen, kann man das Ausmaß
des Elends erahnen.

Kapitalismus tötet
Auch im Normalbetrieb tötet dieses Wirtschaftssystem.
Luftverschmutzung bedeutet für 4,2 Mil l ionen Menschen
einen frühen Tod. 91% der Opfer leben in Ländern mit mitt-
lerem oder niedrigem Einkommen. 1 ,5 Mil l ionen Menschen
sterben an Tuberkulose, obwohl die Krankheit behandelbar
ist. 525  000 Kinder sterben jährl ich an Durchfal l , weil es an
sauberem Trinkwasser und Hygiene mangelt, und alle
1 0 Sekunden stirbt ein Kleinkind an den Folgen von Hunger.
Gründe genug zum Protest. Gründe auch die Corona-
Demokratie-Einschränkungen kritisch zu hinterfragen, die den
notwendigen Protest behindern.

Faschisten haben zu allen
Zeiten Unzufriedenheit auf-
gegriffen, um an die Macht
zu kommen. Aber dann
haben sie sich immer als
die brutalsten Schergen er-
wiesen zur Aggression
nach außen und zur Unter-

drückung nach innen. Sie haben die Ausbeutung ins Unvor-
stel lbare verschärft, Hunderttausende in den KZs ermordet
und Abermil l ionen in ihren Kriegen umgebracht. Keine
gemeinsame Sache mit Neonazis und Rassisten. Die Vergan-
genheit ist niemals tot. Sie ist nicht einmal vergangen.

Skandalös –keineGleichberechtigungbei
Pausen undSamstagszuschlag
Mit der Tarifeinigung vom April 201 8 hatten sich
die Kommunalen Arbeitgeber zu Verhandlun-
gen über die Einrechnung der Pausen in die Ar-
beitszeit bei Wechselschicht und die Erhöhung
des Zeitzuschlags für Samstagsarbeit auf 20%
verpfl ichtet, um für Krankenhausbeschäftigte
endlich die gleiche Regelung zu schaffen wie
für Beschäftigte in anderen kommunalen Be-
trieben, die Wechselschicht arbeiten. Die Ver-
einigung der kommunalen Arbeitgeberverbände
(VKA) weigert sich aber weiterhin, die Be-
schäftigten der Krankenhäuser den anderen
kommunalen Beschäftigten gleichzustel len.

Skandalös –keinePrämie fürdie
Beschäftigten derKrankenhäuser
Wenigstens die Altenpfleger/Innen in Al-
tenpflegeeinrichtungen erhalten nun eine
„Corona-Prämie“. Für das Klinikum forderte der
Personalrat eine Prämie von 1   500 Euro für al le
Beschäftigten. Die betriebl ichen Interes-
sensvertretungen des Sozial- und Gesund-
heitswesens Baden-Württembergs forderten
500 Euro im Monat als Prämie. Wie die
Stuttgarter Presse Ende Mai berichtete, gibt es
vom Klinikum Überlegungen, einem Teil der
Beschäftigten eine einmalige Prämie von 300
Euro zu bezahlen. Das ist angesichts der
niedrigen Löhne im Gesundheitswesen zwar nicht nichts, aber
schon unverschämt wenig.

Skandalös –keine höheren Löhne
Obwohl al le immer betonen, dass die Bezahlung der Kranken-

hausbeschäftigten viel zu niedrig ist, ändert sich
daran bislang nichts. Auch aufgrund des
niedrigen Organisationsgrads der Kran-
kenhausbeschäftigten ist die Fähigkeit
der Gewerkschaft ver.di bessere Löhne
durchzusetzen äußerst eingeschränkt.
Seit Einführung des TvÖD im Jahr 2005
gab es jährl iche Lohnsteigerungen von
zwei bis drei Prozent. Das ist mehr als
nichts, aber viel zu wenig. Die große
Chance eine spürbar bessere Bezahlung
für Krankenhausbeschäftigte durchzuset-
zen, hat ver.di aber vertan. 201 7 wurde
die neue Entgeltordnung für Gesund-
heitsberufe zwischen Gewerkschaft und
Arbeitgeber vereinbart. Für Reinigungs-
kräfte und normale Pflegekräfte wurde
kaum etwas verbessert, vor al lem
Leitungskräfte werden seitdem erheblich
höher entlohnt.
Im August endet der laufende Tarifver­
trag. Ver.di ist zusammen mit allen
Beschдftigten gefordert fьr eine ange­
messene Lohnerhцhung zu streiten.
Dafьr brauchen wir viele entschlos­
sene Gewerkschaftsmitglieder, die
auch bereit sind, ArbeitskampfmaЯnah­
men zu ergreifen, damit die Gewerk­
schaft wieder zu einem Kampforgan

der Beschдftigten wird. Organisiert lдsst sich mehr durch­
setzen. Dass dies mцglich ist, zeigen die vielen Streiks fьr
Entlastungstarifvertrдge in vielen Bundeslдndern.

Am 30.Mai 2020 wurde das Vordach des Stuttgarter
Gewerkschaftshauses gegen 11 .00  Uhr von der
neonazistischen „Identitären Bewegung“ besetzt, ein
Transparent wurde entrol lt, sowie vor dem Gewerk-
schaftshaus und auf dem Vordach pyrotechnisches
Feuer entzündet. Eine weitere Qualität des neo-
faschistischen Terrors und ein weiterer Grund zum
Alarm für uns alle.
Als die Konzernherren 1 933 Hitler an die Macht
gebracht hatten, war eine deren ersten Aktionen die
Besetzung der Gewerkschaftshäuser und die Gleich-
schaltung der Gewerkschaften. Diese Provokation darf
nicht wieder verharmlost und unter den staatl ichen
Teppich gekehrt werden. Die Täter müssen streng
bestraft werden. Faschismus ist keine Meinung,
sondern ein Verbrechen. Wir Kommunisten solidari-
sieren uns mit dem DGB gegen diesen Angriff, der
al len Demokraten gilt. Entsprechend dem Grundge-
setz fordern wir das Verbot al ler faschistischen
Organisationen.

Aberbrandgefährlich wirdes,
wenn Faschisten undrechtsradi-
kale Demagogen jetztempörte
Leute vorihren Karren spannen
wollen, wie beiden Kundgebun-
gen aufdem CannstatterWasen.

Corona-Proteste nichtmitRechtsradikalen



Weitere Ausgaben der Roten Sprite sowie Informationen zur
DKP unter: www.dkp-stuttgart.org

Es sind ja nicht „nur“ die 1 30 Mil l iarden „Konjunkturpro-
gramm“, die am 3. Juni mit lautem Getöse verkündet wurden.
Mit Steuergeldern „in unbegrenzter Hцhe“ (Finanzminister
Scholz/SPD) wil l die Bundesregierung „der Wirtschaft“ unter
die Arme greifen. Am 5. Apri l umfasste ihr „Corona-Rettungs-
schirm“ bereits 1173 Milliarden Euro, Tendenz stдndig
steigend (Das ist ein Drittel der Bruttoinlandsprodukts BIP –
also der kompletten deutschen Gesamtwirtschaftsleistung –
des letzten Jahres). Konzerne, die schnell noch Gewinne als
Dividenden an Großaktionäre ausschütteten, stehen Schlan-
ge beim Abkassieren. Der Staat ist überaus spendabel, aber
(wie Wirtschaftsminister Altmaier/CDU eilfertig betonte) sol l er
den Konzernen auch künftig nichts dreinzureden haben.

DieGroßen greifen ab, dieKleinen dürfen sich
was leihen.
Der Lцwenanteil des Kuchens geht an die GroЯkonzerne …
Wer glaubt, dass sie die Abermil l iarden je zurückzahlen wer-
den, ist ein Träumer. Schließlich bürgt der Staat unbegrenzt.
Und im Zweifelsfal l wird halt ein „böser“ Tochterbetrieb (Bad-
Betrieb) gegründet, auf den alle Schulden konzentriert wer-
den, bevor er in die Insolvenz geht. Noch leichter ist es, wenn
der Staat als „Sti l ler Teilhaber“ fungiert, der
die Knete reinbringt, aber nichts zu sagen
hat. Oder Steuergeschenke, oder wenn die
Gelder eingesetzt werden, dass der Umsatz
angekurbelt wird und die Gewinne wieder
sprudeln (Stichwort Auto-Absatzprämie).
… dafьr dьrfen sich z.B. arme Studenten
mit zinslosen Darlehen auf Lebenszeit
verschulden. Zehntausende kleiner und
mittlerer Betriebe werden bankrottgehen.

DieKrisewarschon vorCoronada.
Im „Info-Ticker der Bundesregierung“ am 1 8.
Mai war zu lesen: „Die Corona Pandemie
wirkt sich erst ab März auf die Wirtschaft-
sentwicklung aus!“ Aber schon in den
Monaten davor haben sich die Meldungen
über Stel lenabbau in der Metal l- und Elek-
troindustrie förmlich überschlagen. Hotspots:
Audi, Bosch, Brose, Continental, Daimler,
Harmann, Mahle, Opel, Schuler, Thyssen-
Krupp, Voith Turbo, WMF – eine unvoll-
ständige Aufzählung. Erhebungen der IG-
Metal l prognostizierten schon damals „in den
nächsten 3 Jahren sollen mehr als 50  000
Arbeitsplätze wegfal len“. Darüber hinaus
seien weitere 1 80  000 Stel len gefährdet. Und
die Krise trifft schon lange nicht nur die Me-
tal l-, die Elektro- und Auto-Industrie, sondern branchenüber-
greifend die ganze Wirtschaft. Erinnert sei an die Schlecker-
Pleite, an Karstatt, Galeria Kaufhof und an die Tomas-
Cook/Neckermann-Insolvenz im letzten Sommer. Seit 1 975
wurden mehrere tausend Krankenhäuser geschlossen, mehr
als 1 00  000 Krankenhausbetten weggespart. Die Bahn soll
über 1 0  000 Stel len streichen.

DiewirklicheKrisenursache istnichtCorona,
sondern derKapitalismus.
Dass in diesem System alles dem Streben nach Maximalprofit
untergeordnet wird, führt dazu, dass der Absatz stockt, weil
die Menschen mangels Kaufkraft nicht mehr kaufen können,
was sie produzieren. Diese Ьberproduktionskrise konnte
mit Exportüberschüssen lange Zeit auf andere Länder

abgewälzt werden, bis auch diese überschuldet waren. Aber
jetzt ist der Kollaps da und hat seit spätestens 2008 nicht
mehr aufgehört. Verschärft wird die Krise dadurch, dass an
dem tatsächlichen gesellschaftl ichen Bedarf vorbei, auf Kos-
ten rigorosen Raubbaus an der Natur produziert wird. Zur
klassischen Überproduktionskrise kommt die menschheitsge-
fährdende Цkologiekrise.
Und seit langem können die Konzerngewinne nur noch
gesichert werden, weil der Staat die Steuergelder nimmt und
sie von unten nach oben umvertei lt. Das wird jetzt auf die
Spitze getrieben. Dabei geht es nicht „nur“ darum Corona-
Verluste auszugleichen. Vielmehr sind diese Finanzspritzen
eine Aufmunitionierung der Monopole im Konkurrenzkampf
sowohl gegen Ihre ausländischen Konkurrenten, als auch zu
ihrer Machtausdehnung innerhalb der „eigenen“ Volkswirt-
schaft auf Kosten der gesamten Gesellschaft.

DeutschlandAGoderVEB-Volkswirtschaft
Penetrant versuchen die Herrschenden uns weiszumachen,
die Lösung aller Probleme könne nur durch Unternehmer
kommen. Der Markt regle al les zum Guten. Zeitweise geis-
terte der Begriff der „Deutschland-AG“ durch die Medien.
Alles, auch die öffentl iche Daseinsvorsorge, Schule, Unis,

Krankenhäuser, Medizin,
Strom, usw. müsse halt kapi-
tal istisch, das heißt profitabel
gemacht werden. (Ein ab-
schreckendes Beispiel haben
wir im Gesundheitswesen er-
lebt). Aber sie haben das
Land (und nicht nur Deutsch-
land) an die Wand gefahren.
Die „Banken-Krise“ von 2008,
als mit 400 Mil l iarden Euro
die Banken „gerettet“ wurden,
hatte eine kurze Verschnauf-
pause. Jetzt heißt sie
Corona-Krise, nimmt katas-
trophale Ausmaße an. Dies-
mal sol l das System in unbe-
grenzter Höhe gesponsert
werden. Zur „Brandbekämp-
fung“ wird Benzin ins Feuer
gegossen. Weiter so? Wie
heißt die Krise das nächste
Mal?
Um die Wirtschaft nicht kol la-
bieren zu lassen, Massenar-
beitslosigkeit, massenhafte
Existenzvernichtung und Ver-

elendung zu verhindern, muss tatsächlich viel Geld in die
Hand genommen werden. Aber es ist das Geld des Volkes,
mit dem da um sich geschmissen wird. Dann soll doch die
vom Volk finanzierte Wirtschaft auch dem Volk gehören! In
der DDR gehörten die Betriebe dem Volk (Volkseigene Be-
triebe, abgekürzt „VEB“). Das war nicht nur ein positives
Markenzeichen, das garantierte auch Jedem und Jeder ein
gesichertes Einkommen und eine vorbildl iche öffentl iche Da-
seinsvorsorge, Bildungswesen, Gesundheitswesen etc. Volks-
eigentum statt kapital istisches Versager-System.
VEB­Volkswirtschaft, das wдre nach Corona ein guter
Neuanfang.

.„Rettungsschirme unbegrenzt!“
Werwirddas bezahlen?… und…Wermachtdas ganzgroßeGeschäft?
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